
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Andrej Hunko, Gökay Akbulut, Michel Brandt,
Christine Buchholz, Dr. Diether Dehm, Ulla Jelpke, Zaklin Nastic,
Dr. Alexander S. Neu, Thomas Nord, Petra Pau, Friedrich Straetmanns,
Dr. Kirsten Tackmann, Alexander Ulrich, Kathrin Vogler und der Fraktion
DIE LINKE.

Mithilfe von Frontex zu Push-Backs an der kroatischen EU-Außengrenze

Auf einer Pressekonferenz mit dem kroatischen Ministerpräsidenten Andrej 
Plenković am 28. August 2018 in Berlin hat die Bundeskanzlerin Dr. Angela 
Merkel die Politik Kroatiens an seinen EU-Außengrenzen ausdrücklich gelobt 
(„Gerade auch das, was die kroatische Polizei an der jetzigen Außengrenze an 
Einsatz zeigt, ist natürlich ein Beweis dafür, dass Kroatien schon weit fortge-
schritten ist“).
Seit 2018 wird die Region Westbalkan auch im Rahmen der Eurosur/Coperni-
cus Fusion Services (EFS) aus der Luft in Echtzeit überwacht (http://gleft.de/
39A). Dabei handelt es sich um den sogenannten Mehrzweck-
Luftraumüberwachungsdienst (Multipurpose Aerial Surveillance Service, 
MAS), den die EU-Grenzagentur Frontex im Rahmen der Frontex Aerial Sur-
veillance Services (FASS) mit einem Flugzeug durchführt (http://gleft.de/39h). 
Frontex beschreibt die Dienste als „hohen Mehrwert“ für die unter der Leitung 
des Frontex Situation Centre durchgeführten Aktivitäten. Im Jahr 2018 seien 
mehr als 1.800 Flugstunden zur Unterstützung der MAS-Dienste durchgeführt 
worden, darunter auch für andere EU-Agenturen.
Entsprechende Flüge entlang des kroatischen Teils der EU-Außengrenze began-
nen am 18. Juli 2018 in Zusammenarbeit mit dem kroatischen Innenministeri-
um vom Flughafen Zadar. Die Zusammenarbeit mit den kroatischen Behörden 
beinhaltete außerdem die Beteiligung kroatischer „Experten“ am Europäischen 
Überwachungsteam (EMT) bei Frontex, die Koordination der MAS-Mission 
sowie die „kontinuierliche Kommunikation“ zwischen dem EMT und den kroa-
tischen Behörden. Diese Kooperation soll sicherstellen, dass nach den MAS-
Sichtungen „angemessene Folgemaßnahmen durchgeführt werden“. Vom 
18. Juli bis Ende des Jahres 2018 wurden in 46 Sichtungen 635 „irreguläre Mi-
granten“ von den MAS-Flugzeugen gesichtet, die laut Frontex versucht hatten, 
die EU-Außengrenze von Bosnien-Herzegowina nach Kroatien zu überschrei-
ten. Die größte „Einzelentdeckung“ sei mit einer Gruppe von 89 Personen am 
22. August erfolgt. Stets wurden die kroatischen Behörden „unverzüglich über 
die Entdeckung informiert“, anschließend hätten diese „eine operative Reaktion 
vor Ort“ vorgenommen.
Immer wieder erheben Geflüchtete und Hilfsorganisationen Vorwürfe zu illega-
len Abschiebungen gegen die kroatische Polizei. Ohne die Möglichkeit Asyl zu 
beantragen, werden Migrantinnen und Migranten mit Gewalt über die grüne 
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Grenze zurückgeschickt. Im Dezember 2018 hatte die ARD Aufnahmen von 
Push-Backs an der bosnisch-kroatischen Grenze veröffentlicht (www.bordervi-
olence.eu/wp-content/uploads/July-2019-Final-Report.pdf), dabei wurden nach 
Ansicht der Fragesteller 368 Menschen illegal und unter Einsatz von Schlägen, 
Pfefferspray und Hunden von der kroatischen Polizei in Richtung Bosnien-
Herzegowina geführt. Die kroatische Präsidentin Kolinda Grabar-Kitarović hat 
die nach Ansicht der Fragesteller illegalen Abschiebungen mit den Worten 
„Natürlich ist ein bisschen Gewalt nötig, wenn sie Push-Backs durchführen“ 
eingeräumt („Flüchtlinge: Kroatiens Push-Backs mit ‚ein bisschen Gewalt‘ “, 
www.dw.com vom 13. Juli 2019). Im Mai hatte das Projekt „Border Violence 
Monitoring“ weitere Beweise für solche nach Ansicht der Fragesteller rechts-
widrigen Push-Backs ins Internet gestellt. Dabei sollen auch deutschsprachige 
Einsatzkräfte beteiligt gewesen sein (www.nonamekitchen.org/wp-content/
uploads/2019/01/December-Border-Violence-Reports.pdf, Seite 85).
Aus Sicht der Fragestellerinnen und Fragesteller muss untersucht werden, in-
wiefern die Frontex-Dienste bei den nach Ansicht der Fragesteller illegalen Ab-
schiebungen behilflich waren oder diese sogar ausgelöst haben. Wenn Frontex 
Informationen an die kroatische Polizei weiterleitet und diese in Push-Backs 
nach Bosnien-Herzegowina zurückgebracht werden, ist dies nach Ansicht der 
Fragesteller ein Verstoß gegen das Verbot der Kollektivausweisung und das 
Refoulement-Verbot. De facto übt Frontex durch sein überlegenes Wissen, das 
aus der Luftüberwachung generiert wird, nach Ansicht der Fragesteller eine 
Kontrolle über die kroatischen EU-Außengrenzen aus. Frontex muss sich des-
halb nach Ansicht der Fragesteller das Handeln der kroatischen Polizei von 
Rechts wegen zurechnen lassen.
Die Europäische Union ist trotz Aufforderung in Artikel 6 Absatz 2 des 
Lissabon-Vertrags nicht Mitglied des Europarates geworden (Bundestagsdruck-
sachen 19/10461 und 19/11678). Frontex ist deshalb nicht der Jurisdiktion der 
Europäischen Menschenrechtskonvention unterworfen. An Frontex-Missionen 
teilnehmende Beamte unterliegen dem Disziplinar-, Straf- und Haftungsrecht 
ihres Entsendestaates („EU-Agenturen und Menschenrechte“, Sachstand der 
Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages WD 2 - 3000 - 
049/19). Dieser muss nach Ansicht der Fragesteller etwaige Verstöße gegen die 
Grundrechte oder Verpflichtungen des internationalen Schutzes, die sich im 
Rahmen einer gemeinsamen Aktion oder eines Soforteinsatzes zu Grenzsiche-
rungszwecken ereignen, nach Maßgabe seines nationalen Rechts ahnden. Als 
EU-Beamtinnen und EU-Beamte genießen die Teilnehmenden an Frontex-
Missionen jedoch diplomatische Privilegien. Durch nach Ansicht der Fragestel-
ler intransparente Weisungsstrukturen, die für Betroffene nicht durchschaubar 
sind, wird der Zugang zu Rechtsschutzmöglichkeiten faktisch beschränkt. Die 
Kenntnis über interne Strukturen ist für die Rechtswegeröffnung aus Sicht der 
Fragestellerinnen und Fragesteller jedoch erheblich. Das Gebot des effektiven 
Rechtsschutzes verlangt nach Ansicht der Fragesteller, dass es transparente 
Klagemöglichkeiten für Betroffene von Rechtsverletzungen geben muss. Aus 
Sicht der Fragestellerinnen und Fragesteller wird diesem Gebot nicht ausrei-
chend Rechnung getragen, vielmehr führt die derzeitige Situation zu einer nicht 
hinnehmbaren faktischen Straflosigkeit.

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Was ist der Bundesregierung über den Mehrzweck-Luftraumüberwa-

chungsdienst (Multipurpose Aerial Surveillance Service, MAS) und den 
Frontex Aerial Surveillance Service (FASS) der EU-Grenzagentur Frontex 
bekannt?
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a) Seit wann werden die Dienste von Frontex betrieben, und welche Auf-
klärungsmittel (etwa Flugzeuge, Drohnen, Satelliten) welcher Typen 
werden hierfür genutzt?

b) Wie werden die Luftfahrzeuge nach Ansicht der Bundesregierung be-
schafft, bzw. von welchen EU-Mitgliedstaaten werden diese zur Verfü-
gung gestellt?

 2. Nach welchem technischen Verfahren werden die Überwachungsdaten 
nach Kenntnis der Bundesregierung in Echtzeit in das Frontex-
Hauptquartier nach Warschau übermittelt?

 3. Wie viele Beamtinnen und Beamte welcher Mitgliedstaaten sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung derzeit im Frontex Situation Centre (FSC) 
und im Europäischen Überwachungsteam (EMT) tätig, und wie viel eige-
nes Personal von Frontex ist dort beschäftigt?

 4. Mit welchem Personal und welcher Ausrüstung oder auch finanziellen Un-
terstützung beteiligen sich Bundesbehörden am FSC oder dem EMT bei 
Frontex?

 5. Handelt es sich bei den Frontex-Diensten MAS und FASS aus Sicht der 
Bundesregierung um eine Tätigkeit in alleiniger Verantwortung der Grenz-
agentur, oder stehen diese unter Verantwortung eines Einsatzstaates?

 6. Wo genau findet die Echtzeit-Überwachung im Rahmen der Dienste MAS 
und FASS nach Kenntnis der Bundesregierung derzeit statt, und wer ist 
Sitzstaat der jeweiligen Dienste, und in welche Frontex-Missionen sind 
diese eingebettet?
a) Auf welche Weise war und ist die Bundespolizei an den Diensten MAS 

und FASS beteiligt?
b) Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, dass Frontex als 

„Grenzvorbereich“ auch unmittelbar vor der tunesischen und libyschen 
Küste eine Echtzeit-Überwachung durchführt (http://gleft.de/39h, Seite 
11)?

c) Was ist der Bundesregierung darüber bekannt, in welchen Drittstaaten 
welche Maßnahmen in dem regionalen Projekt „EU4Border Security“, 
das die Grenzsicherung in der südlichen Nachbarschaft verbessern soll, 
gestartet werden (http://gleft.de/39j), und inwiefern diese Maßnahmen 
nicht nur Vorgehensweisen im Bereich des integrierten Grenzmanage-
ments beinhalten, sondern auch den operativen Informationsaustausch?

 7. Wie definiert die Bundesregierung im Zusammenhang mit Kriterien für die 
Mittelvergabe im Rahmen der geplanten Verordnungen zur Einrichtung des 
Fonds für die innere Sicherheit (ISF-VO) sowie des Fonds für integriertes 
Grenzmanagement den Begriff „Seeaußengrenzen“?

 8. In welchem Zeitraum hat Frontex nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Rahmen der Dienste MAS und FASS die kroatische EU-Außengrenze 
überwacht, und wie tief im Landesinnern fanden die Flüge statt?

 9. Welche Beamtinnen und Beamten von Bundesbehörden und nach Kenntnis 
der Bundesregierung auch der EU-Mitgliedstaaten beteiligen sich an 
Frontex-Missionen oder auch an Operationen in bilateralen Kooperationen 
an der kroatischen EU-Außengrenze (bitte für die deutschen Behörden de-
tailliert darlegen)?
a) Welches Training haben die deutschen Beamtinnen und Beamten vor ih-

rem Einsatz hinsichtlich der Vermeidung von Verstößen gegen Grund-
rechte oder Verpflichtungen des internationalen Schutzes erhalten, und 
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wurden diese auch darauf aufmerksam gemacht, dass Push-Backs gegen 
EU-Gesetze und das Verbot kollektiver Ausweisungen verstoßen?

b) Durch welche Mechanismen können Beamtinnen und Beamte deutscher 
Bundesbehörden oder anderer EU-Mitgliedstaaten während ihres Ein-
satzes für Frontex den Exekutivdirektor über mutmaßliche oder tatsäch-
liche Push-Backs benachrichtigen?

c) Welche Privilegien und Immunitäten genießen die deutschen Beamtin-
nen und Beamten im Rahmen dieser Kooperation, und wie ist dies für 
Frontex-Personal geregelt?

d) Inwiefern sind die deutschen Beamtinnen und Beamten für ihre in amtli-
cher Eigenschaft vorgenommenen Handlungen von der deutschen Ge-
richtsbarkeit befreit?

10. Da Frontex nicht der Jurisdiktion der Europäischen Menschenrechtskon-
vention unterworfen ist, wie können die Agentur bzw. die teilnehmenden 
Beamtinnen und Beamten aus Sicht der Bundesregierung in Bezug auf die 
mutmaßliche Beihilfe zu den Push-Backs aus Kroatien nach Bosnien-
Herzegowina juristisch belangt werden?

11. Wer hat nach Kenntnis der Bundesregierung die Luftaufklärung mit den 
Frontex-Diensten MAS und FASS vor der kroatischen EU-Außengrenze 
angefragt und angeordnet, und welche Abkommen wurden hierfür ge-
schlossen?

12. Kann die Bundesregierung nach Rücksprache mit Frontex ausschließen, 
dass Informationen der Grenzagentur erst den Anlass für menschenrechts-
verletzende Maßnahmen von EU-Drittstaaten wie mutmaßlich zu den 
Push-Backs aus Kroatien nach Bosnien-Herzegowina gegeben haben?

13. Wie begegnet die Bundesregierung der Auffassung der Fragestellerinnen 
und Fragesteller, dass es sich bei den Frontex-Diensten MAS und FAS um 
ein überlegenes Wissen handelt, über das die kroatische Polizei selbst nicht 
verfügt?

14. Da Frontex bestätigt, dass erst ihre Echtzeitüberwachung „eine operative 
Reaktion vor Ort“ ausgelöst hat, muss sich Frontex das (sofern die Berichte 
zutreffen) bzw. ein mutmaßlich illegales Handeln der kroatischen Polizei 
aus Sicht der Bundesregierung von Rechts wegen zurechnen lassen?

15. Wie wird nach Kenntnis der Bundesregierung untersucht, inwiefern die 
Frontex-Dienste MAS und FASS bei den illegalen Abschiebungen nach 
Bosnien-Herzegowina behilflich waren oder diese ausgelöst haben („Kroa-
tische Polizei bei illegaler Abschiebung gefilmt“, www.srf.ch vom 15. Mai 
2019)?

16. Wo und von wem wird nach Kenntnis der Bundesregierung wegen der be-
richteten Push-Backs aus Kroatien nach Bosnien-Herzegowina ermittelt?
a) Sofern auch deutsche Einsatzkräfte an der kroatisch-bosnischen Grenze 

eingesetzt werden, inwiefern wird die Untersuchung auch deren Rolle 
bzw. die Kooperation deutscher Bundesbehörden beinhalten?

b) Welche Entsendestaaten ermitteln nach Kenntnis der Bundesregierung 
zu den mutmaßlichen Verstößen ihrer Beamtinnen und Beamten?

17. Wie interpretiert die Bundesregierung die Frontex-Verordnung ((EU) 
2016/1624), wonach es Aufgabe des Exekutivdirektors ist, Operationen 
oder Projekte der Agentur ganz oder teilweise auszusetzen oder zu been-
den, wenn schwerwiegende Verletzungen internationaler Schutzverpflich-
tungen festgestellt werden, hinsichtlich der von vielen Seiten bestätigten 
Push-Backs aus Kroatien nach Bosnien-Herzegowina (vgl. www.bordervio
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lence.eu/wp-content/uploads/July-2019-Final-Report.pdf, http://gleft.de/
3ah, http://gleft.de/3ai)?
a) Inwieweit hat der Exekutivdirektor die Push-Backs aus Kroatien nach 

Bosnien-Herzegowina im Rahmen seiner Verpflichtung gemäß Artikel 
25 Absatz 4 der Frontex-Verordnung geprüft?

b) Hat sich der Exekutivdirektor diesbezüglich mit dem Grundrechts-
beauftragten beraten?

c) Sofern bei Frontex entschieden wurde, dass Artikel 25 Absatz 4 keine 
Anwendung findet, welche Gründe sind der Bundesregierung hierzu be-
kannt?

18. Welche weiteren Frontex-Organe (auch das Konsultativforum) sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung mit Beschwerden oder disziplinarischen 
Maßnahmen in Bezug auf die berichteten Push-Backs aus Kroatien nach 
Bosnien-Herzegowina befasst?

19. Hat es nach Kenntnis der Bundesregierung im Rahmen der Push-Backs aus 
Kroatien nach Bosnien-Herzegowina auch eine Untersuchung durch das 
Büro des „Fundamental Human Rights Office“ bei Frontex gegeben, und 
wenn ja, zu welcher Einschätzung ist diese gekommen?

20. Hat die Bundesregierung die Absicht oder kennt sie entsprechende Pläne 
anderer Regierungen, gegen Kroatien ein Vertragsverletzungsverfahren we-
gen der Push-Backs aus Kroatien nach Bosnien-Herzegowina und damit ei-
nes systematischen Verstoßes gegen die EU-Asylverfahrensrichtlinie einzu-
leiten?

21. Mit welchem Personal und welcher Ausrüstung haben welche Bundesbe-
hörden an dem von Europol, Frontex und Interpol durchgeführten Gemein-
samen Aktionstag „Westbalkan 2019“ teilgenommen (Pressemitteilung Eu-
ropol vom 9. September 2019), und wo waren diese eingesetzt?

22. Inwiefern erfolgten die Maßnahmen des Aktionstages nach Kenntnis der 
Bundesregierung auch an der kroatischen EU-Außengrenze?

Berlin, den 19. September 2019

Dr. Sahra Wagenknecht, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion
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